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Fremde Forderungen und Sicherungsgut in der Gesamtvollstreckung
Im Beitrittsgebiet gilt das Gesamtvollstreckungsrecht der vormaligen 
Deutschen Demokratischen Republik fort. Das Schicksal einer nur 
scheinbar zum verwertbaren Vermögendes Gemeinschuldners gehören­
den Forderung ist nach dem Wortlaut der Gesamtvoüstreckungs- 
ordnung ebenso fraglich wie dasjenige von Sicherungsgut. Der Ver­
fasser schlägt vor, durch weite Auslegung oder Analogie aus der 
GesamtVollstreckungsordnung die gleichen Ergebnisse herzuleiten, wie 
sie bei der Handhabung der Konkursordnung erzielt werden.
I. Fortgeltung der Gesamtvollstreckungsverordnung 
von 1990
Seit dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demo­
kratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland am 3. 
Oktober 1990 ist mit der grundsätzlichen Einführung des Bun­
desrechts (Art. 8 des Einigungsvertrages-  EV) die Rechtsein­
heit zu einem großen Teil verwirklicht. In vielen Bereichen je­
doch werden nicht nur Altfälle weiterhin nach dem Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik zu würdigen sein. Viel­
mehr gilt auch für neue Sachverhalte eine Fülle von Regelungen 
der Deutschen Demokratischen Republik fort, wenn auch zu­
meist mit mehr oder minder einschneidenden Änderungen, so­
genannten „Maßgaben“ (Art. 9 Abs. 2 EV in Verbindung mit EV 
Anl. II, die das fortgeltende Recht mit den Maßgaben benennt 
und das Gegenstück zur Anlage I darstellt, welche die Einfüh­
rung des Bundesrechts beschränkt beziehungsweise mit be­
stimmten Maßgaben verbindet). Dies betrifft nicht zuletzt die 
Rechtspflege.2* Die Bundesregierung begründete dies in ihrer 
Unterrichtung des Bundestages während dessen Beratung über 
das Zustimmungsgesetz3* zum Einigungsvertrag mit den hohen 
Anforderungen, die das Rechtspflegerecht der Bundesrepublik 
Deutschland enthält und denen die zum Beitrittszeitpunkt vor­
handenen Rechtspflegeeinrichtungen der Deutschen Demo­
kratischen Republik in der tatsächlichen Handhabung nicht ge­
wachsen wären.4)
Namentlich das Insolvenzrecht, von dem man noch eine hohe 
tatsächliche Bedeutung auf dem Gebiet der vormaligen Deut­
schen Demokratischen Republik befurchten muß, ist hiervon 
betroffen. Der Geltungsbereich der Konkursordnung wurde 
nicht auf das Beitrittsgebiet ausgedehnt.5* Das gilt sowohl für die 
fünf neuen Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vor­
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen als auch 
für den beigetretenen Teil Berlins (Ost-Berlin).6) Hier gilt weiter­
hin 7) -  und zwar nunmehr als Bundesgesetz8) -  die Gesamtvoll­
streckungsverordnung aus dem Jahre 19909) (im folgenden 
auch: GesVO; jetzt als GesamtVollstreckungsordnung bezeich­
net10*, daher im folgenden auch: GesO), welche nach dem Ab­
schluß des Staatsvertrages zur Währungs-, Wirtschafts- und So­
zialunion vom 18. Mai 1990 aus der Gesamtvollstreckungs­
verordnung von 197512* hervorgangen ist. In der Unterrichtung 
des Bundestages durch die Bundesregierung hieß es, die Ge­
*) Dr. iur., Wissenschaftlicher Assistent an der Universität zu Köln
samtvollstreckungsverordnung von 1990 genüge vorerst markt­
wirtschaftlichen Erfordernissen.13* Sie sei wesentlich einfacher 
zu handhaben als das bundesdeutsche Insolvenzrecht, das die 
Gerichte überfordem würde. Die Rechtseinheit solle in der 
kommenden Legislaturperiode -  das ist die jetzt laufende -  zu­
sammen mit der ohnehin vorgesehenen Reform des Insolvenz­
rechts hergestellt werden.
II. Neufassung des § 12 GesVO
Die Fortgeltung der Gesamtvollstreckungsverordnung wurde 
unter eine Reihe von den Wortlaut ändernden Maßgaben ge­
stellt. ,4) Von herausragender Bedeutung ist die Neufassung des 
§ 12 GesVO (jetzt: GesO), welcher in seiner ursprünglichen 
Gestalt die Berücksichtigung des Eigentumsrechts oder des 
Pfandrechts eines Dritten an Sachen regelt, die der Verwertung 
im Rahmen der Gesamtvollstreckung zu unterfallen drohen. 
Der Dritte konnte gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 GesVO Herausgabe 
der Sache verlangen, wobei aber im Falle des Pfandrechts der 
Verwalter die Befugnis zur Ablösung hatte. Die Ausgaben für 
die Ablösung genossen Vorrang gemäß § 13 Nr. 1 GesVO. Die 
Wirkung ist letztlich die gleiche wie bei der Aussonderung von 
Eigentum nach §§985 BGB, 43 KO beziehungsweise bei der 
abgesonderten Befriedigung eines Pfandrechts nach §48 KO.
An dieser Regelung hielt der Einigungsvertrag fest, sorgte aber 
durch Verwendung des Wortes „Gegenstand“ anstelle von „Sa­
che“ in § 12 GesO15* dafür, daß zweifelsfrei auch Pfandrechte an 
Forderungen vom Verwalter zu respektieren sind.16* Siche­
1) Vertrag zwischen der Bundesrepublik D eutschland und der D eutschen 
D em okratischen Republik über die H erstellung der E in h eit Deutschlands 
-  Einigungsvertrag vom  31. August 1990, B G B l II 1990, 889.
2) EV  Anl. I Kap. III Sachg. A.
3) Gesetz zu dem Vertrag vom  31. August 1990 zwischen der Bundesrepublik 
D eutschland und der D eutschen D em okratischen Republik über die H erstel­
lung der E inheit D eutschlands -  Einigungsvertragsgesetz -  und der V erein­
barung vom  18. Septem ber 1990, vom 23. Septem ber 1990, B G B l II 1990, 885.
4) BT-D rucks. 11/7817, S. 7 (abgedruckt in : Kübler, Das Gesamtvollstreckungs­
recht in den neuen Bundesländern, 1991, Nr. 1.6).
5) EV  Anl. I Kap. III Sachg. A A bschn. I Nr. 4.
6) D ie Sonderregelungen in Kap. III Sachg. A., A bschn. IV  der Anl. I zum Eini­
gungsvertrag, die die Einführung der Rechtspflegevorschriften des Bundes­
rechts in O st-Berlin  vorsehen, die in den neuen Bundesländern noch nicht in 
Kraft gesetzt sind, nehm en das Konkursrecht aus.
7) EV  Anl. II Kap. III Sachg. A Abschn. II Nr. 1.
8) EV  Anl. II Kap. III Sachg. A Abschn. II  Nr. 1 M aßgabe a.
9) V erordnung über die G esam tvollstreckung (Gesamtvollstreckungsverord­
nung), vom  6. Ju n i 1990, G Bl (D D R ) 1 1 9 9 0 ,2 8 5 ; abgedruckt in: Kübler(Vuß>n. 4), 
Nr. 2.2.
10) E V  Anl. II Kap. III Sachg. A A bschn. II Nr. 1 M aßgabe b.aa.
11) Vertrag über die Schaffung einer W ährungs-, W irtschafts- und Sozialunion 
zwischen der Bundesrepublik D eutschland und der D eutschen D em okratischen 
Republik, vom 18. M ai 1990, B G B l II 1990, 537.
12) V erordnung über die Gesam tvollstreckung, vom  18. D ezem ber 1975, G Bl 
(D D R ) I 1976, 5 ; abgedruckt in: Kübler (F u ß n .4), N r.2 .1 .
13) BT-D rucks. 11/7817, S .8 .
14) E V  Anl. II Kap. III Sachg. A  A bschn. II Nr. 1 M aßgaben b.aa bis pp, c, d.
15) EV  Anl. II  Kap. III Sachg. A A bschn. II Nr. 1 M aßgabe b.gg.
16) So die M otivation der Bundesregierung, BT-D rucks. 11/7817, S. 60.
rungsübereignung und Sicherungsabtretung, überhaupt die In- 
nehabung einer nur scheinbar zum Vermögen des Gesamtvoll- 
streckungsschuldners gehörigen Forderung werden jedoch 
nach wie vor nicht besonders erwähnt. In Ansehung der Siche­
rungsübertragung verwundert das für die Zeit vor dem Eini­
gungsvertrag nicht, weil das bis zur Vereinigung geltende Zivil­
gesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik von 
1975171 lediglich die Verpfändung von Sachen -  wobei es mög­
lich war, daß der Verpfänder die Sache behielt -  und Rechten 
zuließ (§§443 bis 449 ZGB), nicht hingegen eine Sicherungs­
übereignung oder Sicherungsabtretung. Folglich konnte nie­
mand in der Gesamtvollstreckung das Bedürfnis haben, eine an 
ihn zwecks Sicherung vorgenommene Übertragung geltend zu 
machen. Umgekehrt stellte sich nicht die Frage, ob der Siche­
rungsgeber bei der Gesamtvollstreckung in das Vermögen des 
Sicherungsnehmers die Verwertung verhindern konnte.
Freilich wäre bereits bei der Schaffung der Gesamtvollstrek- 
kungsverordnung im Jahre 1990 hinsichtlich der nicht zu Siche­
rungszwecken geschehenen Abtretung (§436 Abs. 1 Satz 1 
ZGB) seitens des späteren GesamtVollstreckungsschuldners, 
überhaupt wegen der Innehabung einer nur scheinbar zum Ver­
mögen des Schuldners gehörigen Forderung, eine Regelung der 
Möglichkeiten des wahren Forderungsinhabers nützlich ge­
wesen.
III. Erweiternde Auslegung oder analoge Anwendung 
des § 12 GesO
Dem Wortlaut nach berücksichtigt § 12 GesO auch jetzt, mit 
der Maßgabe der Anlage zum Einigungsvertrag, noch nicht das 
Bedürfnis des Dritten, seine Forderung vor der Verwertung 
durch den Verwalter zu bewahren. Die Neufassung scheint nur 
das Pfandrecht an Rechten zu berücksichtigen, und die Erläute­
rung der Bundesregierung benannte lediglich die Pfandrechte 
an Rechten ausdrücklich, welche der Verwalter ebenso zu be­
rücksichtigen habe wie Pfandrechte an Sachen.18* Dem lag in­
dessen die Vorstellung zu Grunde, mit der durchgängigen Ver­
wendung des Begriffs „Gegenstand“ im gesamten § 12 GesO an­
stelle des Wortes „Sache“ würden Zweifel über die Geltung die­
ser Vorschrift für Forderungen beseitigt.191 Dieses Motiv ist, ob­
gleich es dem Gesetzeswortlaut nach letztlich nur wegen der 
Pfandrechte an Forderungen in die Tat umgesetzt wurde, grund­
sätzlich gehalten.
Wenn es nun in § 12 GesO heißt, daß Gegenstände, an denen 
Dritten ein Eigentums- oder Pfandrecht zustehe, vom Verwalter 
dem Berechtigten herauszugeben seien, sofern er nicht das 
Pfandrecht durch Zahlung ablöse, so scheint es wegen der 
geschilderten Motivation erlaubt und geboten, den nun nicht 
mehr allein mit „Sachen“, sondern überhaupt mit „Gegenstän­
den“ in Beziehung gesetzten Begriff „Eigentumsrechte“ weit zu 
verstehen und hierunter auch die Innehabung von Rechten, ins­
besondere von Forderungen, zu fassen. „Herausgabe“ im Sinne 
dieser Vorschrift ist dann nicht nur die Verschaffung unmittel­
baren Besitzes an einer fraglichen Sache, sondern auch der Ver­
zicht des Verwalters darauf, sich eines Rechtes zu berühmen. 
Dabei kann dahinstehen, ob es sich um erweiternde Auslegung
oder um eine analoge Anwendung der Vorschrift handelt. 
Gleichauf mit der Handhabung bei der Aussonderung nach 
§ 43 KO 20) ist folglich dem angeblichen wahren Inhaber gestat­
tet, gemäß §256 Z P 0 21) in Verbindung mit § 12 Abs. 1 Satz 2 
G es022) den Verwalter auf die Feststellung zu verklagen, daß 
ihm, dem Kläger -  und nicht dem Verwalter - ,  das umstrittene 
Recht zustehe.
IV. Die Frage der Sicherungsübertragung
Die Frage der Sicherungsübertragung scheint gänzlich ungelöst. 
Die Befassungmit § 12 GesVO im Rahmen des Einigungsvertra­
ges hätte die Gelegenheit zur Regelung der Behandlung von 
Sicherungsübereignung und Sicherungsabtretung geboten. 
Notwendigkeit bestand. Aber entweder war man sich ihrer nicht 
bewußt geworden, oder man stellte das Anliegen zurück, um 
angesichts der ohnehin geplanten Reform des Insolvenzrechts 
nicht in einem Teil des Bundesgebiets vorzugreifen, findet doch 
bis auf den heutigen Tag im alten Bundesgebiet die Sicherungs­
übertragung keine ausdrückliche Berücksichtigung durch die 
Konkursordnung. Der Regelungsbedarf ergab sich freilich nicht 
schon daraus, daß sich mit dem Wirksamwerden des Beitritts 
die bis dahin gemäß §448 Abs. 1 und 2 ZGB entstandenen be­
sitzlosen Pfandrechte in Sicherungseigentum verwandeln wür­
den. Denn gemäß Art. 233 § 3 Abs. 1 EGBGB bestehen die vor­
handenen Belastungen unverändert fort. Jedoch ist seit dem 3. 
Oktober 1990 die Einräumung des besitzlosen Pfandrechts 
nicht mehr möglich, weil das BGB gemäß Art. 8 EV an die Stelle 
des ZGB getreten ist und nur das Faustpfandrecht zuläßt.23' 
Nunmehr benutzen die Geschäftspartner das Institut des Siche­
rungseigentums mit der von § 930 BGB gebotenen Möglichkeit, 
die Sache im unmittelbaren Besitz des Sicherungsgebers zu 
belassen. Denkbar ist außerdem, daß bei einem Wechsel des 
Wohnsitzes oder des Geschäftssitzes des nachmaligen Gesamt- 
vollstreckungsschuldners in das Beitrittsgebiet das noch im 
alten Bundesgebiet von ihm einem Dritten oder ihm von einem 
Dritten eingeräumte Sicherungseigentum in der Gesamtvoll­
streckung zum Tragen kommt. Auch die Kooperation von 
„West-Unternehmen“ mit „Ost-Unternehmen“, nicht zuletzt 
im Zusammenhang mit einer Wiederzusammenführung der in 
der ehemaligen Sowjetischen Besatzungszone beziehungsweise 
der Deutschen Demokratischen Republik verbliebenen 
Stammbetriebe mit den Neugründungen der in den Westen ge­
flohenen Inhaber, führt dazu, daß Sicherungseigentum im Bei­
trittsgebiet Bedeutung erlangt. Desgleichen werden die Beteilig­
ten die Sicherungsabtretung einer ohne Anzeige an den Dritt-
17) Zivilgesetzbuch der D eutschen D em okratischen Republik, vom 19. Juni 
1975, G Bl (D D R ) I 1975, 4 65 ; abgedruckt in: Horn, Das Zivil- und Wirtschafts­
recht der D D R , 1990, N r.2 .1 .
18) BT-D rucks. 11/7817, S. 60.
19) BT-D rucks. 11/7817, S. 60.
20) S ie h e n u rB G H ,U rt.v .3 0 .1 0 .1 9 6 7 - V IIIZ R 176/ 65 ,W M  1967,1211,1213.
21) D ie Zivilprozeßordnung der Bundesrepublik D eutschland wurde gemäß 
EV  A n l.I K ap .III Sachg .A  A b sch n .III N r.5  im  Beitrittsgebiet m it §256 ZPO 
n ich t betreffenden M aßgaben eingefuhrt.
22) W o  dem D ritten allgem ein die Klage gegen den Verwalter anheimgestellt 
wird.
23) § 1 2 0 5  Abs. 1 Satz 1 BG B.
Schuldner nicht m öglichen24* Verpfändung von Forderungen 
vorziehen, und es gilt auch hinsichtlich der Sicherungsabtre­
tung das zu Wohn- und Geschäftssitzwechsel sowie zur Koope­
ration Gesagte. Deshalb wird in Gesamtvollstreckungsverfah­
ren die Sicherungsübertragung -  namentlich die in Zusammen­
hang mit einem Bankkredit oder bei der Lieferung unter verlän­
gertem Eigentumsvorbehalt erfolgte -  zwangsläufig zur Sprache 
kommen. Die Behandlung sollte parallel zu den sinnvollen Lö­
sungen, die man unter der Geltung der Konkursordnung ent­
wickelt hat, erfolgen.
Sofern sich die Gesamtvollstreckung gegen den Sicherungs­
geber richtet, darf man dann dem Sicherungsnehmer trotz sei­
ner formalen Stellung als Eigentümer oder Forderungsinhaber 
keinen weitergehenden Schutz gewähren als dem Inhaber eines 
Pfandrechts. Der Sicherungsnehmer kann folglich zwar gemäß 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 GesO (wenn auch bei einer Forderung viel­
leicht nur in analoger Anwendung) den Verwalter zur Freigabe 
des Gegenstandes auffordern. Der Verwalter darf jedoch gemäß 
§12 Abs. 1 Satz 1 a. E. GesO analog das Sicherungsgut durch 
Zahlung auslösen.25' Dies ist das Gegenstück zur abgesonderten 
Befriedigung des Sicherungsnehmers in entsprechender An­
wendung von §48 KO im alten Bundesgebiet.1G)
Im umgekehrten Fall -  die Gesamtvollstreckung richtet sich 
gegen den Sicherungsnehmer -  darf der Sicherungsgeber, ob­
wohl er äußerlich nicht Eigentümer oder Forderungsinhaber ist, 
vom Verwalter gemäß § 12 Abs. 1 Satz 1 GesO analog die Frei­
gabe fordern, sofern die gesicherte Forderung bereits getilgt ist 
oder jetzt durch Leistung an den Verwalter beglichen wird. Dies 
entspricht der Befugnis des Sicherungsgebers27' zur Aussonde­
rung nach §43 KO.
Das Sicherungsgut gebührt dem Sicherungsnehmer nur für die 
Zeit, während der er noch auf die Erfüllung des gesicherten An­
spruchs wartet. Deshalb ist nach Erledigung des Sicherungs­
zwecks der Sicherungsgeber so zu stellen, als sei er schon wieder 
Eigentümer beziehungsweise Forderungsinhaber geworden. 
Dieses Recht des Sicherungsgebers auf das Sicherungsgut, han­
dele es sich um eine Sache oder um eine Forderung, ist als 
„Eigentumsrecht“ im Sinne des weit auszulegenden (oder zu­
mindest entsprechend anzuwendenden) § 12 Abs. 1 Satz 1 
GesO aufzufassen. Der Verwalter muß die Sache, falls sie sich 
ausnahmsweise bei ihm befindet (fast immer ist die Sache beim 
Sicherungsgeber), herausgeben und sie rückübereignen (regel­
mäßig nur dieses) beziehungsweise von der Geltendmachung 
der Forderung Abstand nehmen und sie rückabtreten. Auf Her­
ausgabe und Rückübereignung oder auf Rückabtretung richtet
sich folglich die Klage des Sicherungsgebers gegen den Verwal­
ter gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 GesO.28' Solange die Tilgung noch 
aussteht oder eine vorzeitige Tilgung wegen Zinsverlustes nicht 
erlaubt ist und der Verwalter sich nicht mit vorzeitiger Erfüllung 
einverstanden zeigt, darf der Sicherungsgeber das Sicherungs­
gut noch nicht herausverlangen. Da der Sicherungszweck noch 
besteht, kann der Sicherungsgeber dem Verwalter das Siche­
rungsmittel nicht aus der Hand schlagen. Andererseits muß der 
Sicherungsgeber, solange die gesicherte Forderung des Gesamt- 
vollstreckungsschuldners noch nicht notleidend geworden ist, 
nicht den Zugriff auf den Sicherungsgegenstand dulden. Um 
die drohende Verwertung durch den Verwalter abzuwenden, 
steht ihm deshalb gemäß §256 ZPO in Verbindung mit §12 
Abs. 1 Satz 2 GesO die Klage auf Feststellung seines künftigen 
Anspruchs auf (Herausgabe und) Rückübereignung bezie­
hungsweise auf Rückabtretung zu.29) Außerdem kann der Siche­
rungsgeber, falls die Sache nur zu vorübergehendem Zweck (et­
wa wegen einer Reparatur) in den unmittelbaren Besitz des Si­
cherungsnehmers und nachmaligen Gesamtvollstreckungs- 
schuldners gelangte, die sofortige Herausgabe (nicht schon die 
Rückübereignung) verlangen30' und darauf auch den Verwalter 
verklagen.
Keine Schwierigkeiten bereitet der Fall, daß innerhalb eines 
Konkursverfahrens in den alten Bundesländern ein unter der 
Geltung des Zivilgesetzbuches begründetes besitzloses Pfand­
recht zur Sprache kommt. Hier greift, wie bei anderen Pfand­
rechten auch, die Absonderung nach §48 KO ein.
24) § 1280 B G B ; aber auch schon § 4 4 9  Abs. 1 Satz 3 ZG B.
25) So wohl auch Obermüller, Auswirkungen einer Gesam tvollstreckung auf 
Kreditgeschäft und Kreditsicherheit, W M  1991, 305 , 311 , der säm tliche Arten 
Realsicherheiten zusam m engefaßt behandelt und allgem ein sagt, der Verwalter 
dürfe die Sicherheit durch Zahlung ablösen.
26) Siehe nur B G H , Besch l.v . 1 2 .2 .1 9 5 9  -V IIZ R 2 1 5 / 5 8 ,N JW  1959 ,9 3 9 , h in­
sichtlich  des Sicherungseigentum s und B G H , Urt. v. 2 6 .1 0 .1 9 6 1  -  V II ZR 
107/60, N JW  1 9 6 2 ,4 6 , bezüglich der zur Sicherung abgetretenen Forderung.
27) Siehe R G , Urt. v. 5 .1 1 .1 9 1 8  -  Rep. V II. 202/18, RG Z 94, 305, 307.
28) Vgl. bereits RG , Urt. v. 1 0 .5 .1 8 9 3  -  Rep. 1 .63/93, RG Z 3 1 ,3 9 2  und RG , Urt. 
v. 2 3 .1 2 .1 8 9 9  -  Rep. V . 233/99, RG Z 45, 80 zur Klage auf Rückabtretung bezie­
hungsweise Rückübereignung des zu treuen H änden dem nachm aligen G em ein­
schuldner übertragenen Gegenstandes aufgrund des (damals noch n icht in § 43  
K O , sondern in § 3 5  K O  geregelten) Aussonderungsrechts.
29) Vgl. Kuhn/Uhlenbruck, K O , 1 0 .Aufl., 1986, § 3 4 3  R z .7 3 ; freilich gehen 
Kuhn/Uhlenbruck, aaO , § 4 3  Rz. 15b, bereits bei der Beschreibung des Aussonde­
rungsrechts im  Falle der Sicherungsübereignung n och  weiter, indem  sie den 
Sicherungsgeber von der Eröffnung des Konkursverfahrens an als Eigentüm er 
betrachten, so daß es allenfalls n och  der Herausgabe bedarf, n icht m ehr der 
Rückübereignung.
30) Vgl. Kuhn/Uhlenbruck  (F u ß n .29), § 4 3  Rz. 15 f für die Aussonderung nach 
§4 3  K O .
